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Julian Witschi

Herr Karl, vor genau einem Jahr
sind Siemit derAktionärs-
gruppe um Sentis in einer
tumultartigen Generalver-
sammlung vonMeyer Burger
abgeblitzt. Jetzt läuft die gefor-
derte Neuausrichtung.Wie
haben Sie das geschafft?
Die ehemalige Führung wollte,
dass Meyer Burger ihreweltweit
technologisch führenden Ma-
schinen und Produktionsanla-
gen exklusiv an REC, eine Toch-
terfirma von Chemchina, ver-
kauft. Sie hängte sich also ans
Gängelband eines chinesischen
Staatskonzerns. Doch dieMona-
te sind vergangen, und es gab
keine Bestellungen von REC.

Meyer Burger drohte also der
Konkurs, und Sentis hätte fast
die ganze Investition verloren,
die Sie für den russischen
Industriellen Pjotr Kondra-
schewgetätigt hatten?
Meyer Burger ging im März tat-
sächlich allmählich die Luft aus.
Das ist die Folge,wennman sich
derart an einen Partner klam-
mert und das auch öffentlich be-
kundet. Das schwächt die Ver-
handlungsposition enorm. Die
frühere Firmenleitung wollte
Chemchina die führende Tech-
nologie für ein Butterbrot über-
lassen. Das gesamte Know-how
wäre unseres Erachtens ver-
schenktworden. Chemchina und
REC liessen keine adäquate
Gegenleistung erkennen. Dabei
haben die Aktionäre seit 2006
über eine Milliarde Franken in
das Unternehmen investiert.

Warumwollte die alte Führung
umVR-Präsident Remo Lütolf
und CEOHans BrändleMeyer
Burger derart an REC binden?
Vor allem Banker und Berater
von Meyer Burger haben sich
schon Ende 2018 vehement

gegen unseren Vorschlag ge-
wehrt, dass das Unternehmen
selber Solarzellen und -module
produzieren soll. Für diese Stra-
tegiewaren frisches Kapital und
neue Führungsleute mit den
richtigen Kompetenzen nötig.
Und es gab Interessenkonflikte.

Welche?
Beispielsweise war ein Partner
einer Zürcher Anwaltskanzlei
(Anmerkung derRedaktion: Die-
ter Gericke) aufseiten vonMeyer
Burger beratend tätig, war zu-
gleich für Chemchina imVerwal-
tungsrat des Agrarchemiekon-
zern Syngenta gesessen undwar
früher Chemchina beratend zur
Seite gestanden. Derartige Inte-

ressenkonflikte haben uns die
Gänsehaut über den Rücken lau-
fen lassen. Ein zweites Beispiel
ist, dass ein ehemaliges Ge-
schäftsleitungsmitglied (Anmer-
kung der Redaktion: Verkaufs-
chef Dieter Escher) sofort nach
seinem Ausscheiden bei Meyer
Burger als strategischer Berater
zur REC gewechselt ist. Das alles
hat einen fahlen Beigeschmack.

Trotzdem hat die Generalver-
sammlung imMai dann zwei
Vertreter IhrerAktionärs-
gruppe in denVerwaltungsrat
gewählt.Wie haben Sie die
vielen treuen Kleinaktionäre
auf Ihre Seite gezogen?
Wir haben viel gearbeitet und
Kontakt gesucht zu kleinerenAk-
tionären. Es setzte sich die Er-
kenntnis durch, dass wir im Ok-
tober 2019 doch richtig gelegen
sind. Schon an der damaligen GV
warenweniger die Kleinaktionä-
re dagegen als Stimmrechtsbe-
raterwie Ethos oder ISS, die von
Proxy-Sollicitors und anderen
Beratern im Auftrag von Meyer
Burger für eine grosse Summe
bearbeitet wurden.Als dann das
Geld auszugehen drohte, ging ein
Ruck durch das Aktionariat. Die
Aktionärewaren bereit, das Heft
in die Hand zu nehmen, Meyer
Burgerneu auszurichten und da-
für auch neues Kapital bereitzu-
stellen.

Wiewirdman eigentlich Co-
Chef einer Investmentgesell-
schaft einesmilliardenschwe-
ren russischen Industriellen?
(lacht) Das sind Zufälle. Ich war
früher Banker bei Lehman Bro-
thers und bei der Zürcher Bank
Nomura. Es gibt immer wieder
Wohlhabende, die in ihrer Ver-
mögensverwaltung Unterstüt-
zung suchen. Mark Kerekes und

ich sind damals angesprochen
worden. Herr Kondraschew
wohnt inWien undwir sind aus
Österreich, so haben wir uns
dann irgendwie gefunden.Mark
Kerekes ist ein sehr guter Ana-
lyst, ich bin erfahrener Jurist.Wir
leiten seit sechs Jahren Kondra-
schews Holdinggesellschaft El-
bogross SA und die Tochterge-
sellschaft Sentis Capital.

Wie fallen die Entscheide,wo
Sentis sich engagiert?
Das Investmentkomitee der Ge-
sellschaften, das aus Verwal-
tungsräten, den Geschäftsfüh-

rern und Analysten besteht,
arbeitet die Investmententschei-
dungen aus. In seltenen Fällen
wie bei Meyer Burger bitten wir
um den Sanktus vonHerrn Kon-
draschew. Bei Meyer Burger ha-
benwir ihm unsereAnalysen für
die Neuausrichtung vorgelegt
und erklärt, dass dafür nochmals
eineAktienkapitalerhöhung not-
wendig wird. In Zeiten von Co-
rona konntenwir uns nicht tref-
fen, so hat er nach unseren Prä-
sentationen am Telefon gesagt:
«Gut, ihr Burschen, machts!»

DieAktionäre haben dann einer
relativ komplizierten Kapital-
erhöhung zugestimmt. 165
Millionen Franken sind zusam-
mengekommen,wer hat dazu
wie viel beigesteuert?
Grosses Lob an Swisscanto. Die
Anlagegesellschaft der Zürcher
Kantonalbank hat in dieser
schwierigen Situation eine sig-
nifikante Summe bereitgestellt,
was man anhand der öffentli-
chen SIX Meldungen erkennen
kann. Mit Urs Fähndrich und
weiteren Investoren aus seinem
Umfeld habenwir 70 bis 80 Mil-
lionen Franken der Vorabver-
pflichtungen beigesteuert. Sen-
tis hält jetzt gemäss letzter Mel-
dung 14,73 Prozent der Aktien.
Eine Mehrheit ist nicht unser
Ziel. Aber wir wollen unsere In-
teressen durchsetzen können,
wenn wir merken, dass etwas
schiefgeht.

Was haben Sie gelernt in dem
Disputmit denAktionären?
Die Kleinaktionäre haben meist
den Nachteil, dass sie nicht so
viel Zeit und Ressourcen haben,
um die Probleme tief greifend
zu studieren. Daher sind sie an-
fälliger dafür, manipuliert zu
werden. Sie haben in diesem

eFall doch gespürt, dass etwas
falsch läuft. Generell haben Ver-
waltungsräte in der Schweiz lei-
derviel Macht, ohne dass sie sich
mit einem signifikanten Teil
ihres Vermögens am Unterneh-
men beteiligen müssen und so
im selben Boot wie die Aktionä-
re sitzen.

Meyer Burgerwill im 2. Quartal
2021mit der Produktion von
Solarzellen und -modulen
beginnen. Ist das Unternehmen
hier trotz Corona-Pandemie auf
Kurs?
Ja, ich halte den Termin für sehr
realistisch.DennwasMeyer Bur-
ger als langjährigerAusrüster der
globalen Solarindustrie beson-
ders gut kann, ist der schnelle
Aufbau der Produktion.

Hat REC in denVerhandlungen
die Technologie vonMeyer
Burger erklärt bekommen und
kann sie nun kopieren?
Ich war nicht an den Verhand-
lungen beteiligt. Aber es ist sehr
komplex, die Prozesse zu kopie-
ren. Meyer Burger arbeitet auch
schon an der nächsten Techno-
logie. DerTechnologievorsprung
ist nicht statisch. Daher wurde
kürzlich auch die Zusammen-
arbeitmit demNeuenburger For-
schungsinstitution CSEMverlän-
gert. Zudem ist China kein Ziel-
markt mehr, sondern es sind
westliche Märkte wie Europa,
USA, Australien. Dort gilt der
Schutz des geistigen Eigentums.

Meyer Burger belebt ehemalige
Standorte der zusammenge-
brochenen ostdeutschen Solar-
industrie neu.Warumwird
nicht in Thun produziert?
In dieser angespannten Lage
kann Meyer Burger nicht zwei
Jahre verlieren, um ein Werk zu

bauen, das ist nachvollziehbar.
Das hätte auch viel mehr gekos-
tet. Meyer Burger mietet nun in
Bitterfeld-Wolfen, im Bundes-
land Sachsen-Anhalt, eine neue
Fabrik, die über 300 Millionen
Euro gekostet hat, zu sehr güns-
tigen Konditionen. In Freiberg
konnte ein Standort mit einem
riesigen Logistikzentrum für 12
Millionen Euro gekauft werden,
dies bei einemvonmir geschätz-
ten Neuwert von gegen 100 Mil-
lionen.

Aber das Fabrikgebäude von
Meyer Burger in Thun stand ja
auchweitgehend leer.
WennMeyerBurgerwieder stark
wird,wird dies Rückkoppelungs-
effekte auf die Schweiz haben,
davon bin ich überzeugt. Es gibt
ja mittlerweile laut Medienbe-
richten auch interessierte
Schweizer Energieversorger, die
gern eine Modulfertigung in der
Schweiz hätten. Ob wir hierzu-
landewieder produzieren, hängt
von solchen Faktoren ab. Gene-
rell bin ich zuversichtlich, dass
die Swissness von Meyer Burger
wieder forciert werden wird.

Was könnte in der Schweiz
produziertwerden?
Die Zellproduktion muss laut
Aussagenvon CEOGunter Erfurt
zentralisiert und ganz gross für
dieMassenproduktion ausgelegt
werden. Das geschieht in Bitter-
feld.AberModulproduktionwird
dezentral näher bei den Kunden
gebaut und auf die lokalen Be-
dürfnisse ausgerichtet. Die
nächsten Modulfabriken könn-
ten anderswo in Europa entste-
hen, auch in der Schweiz, die für
Solarmodule ein hochattraktiver
Markt ist. Der Sitz und die Ak-
tienkotierung von Meyer Burger
machen einenTeil der Swissness
aus. Ebenso sind die Grundla-
genforschung beim CSEM in
Neuenburg und die Entwicklung

der Zellverbindungstechnologie
Smartwire in Thun für die neue
Strategie sehr relevant.

DerAktienkurs ist zwarvon
sehr tiefemNiveau gestiegen,
trotzdem bewertet derMarkt
Meyer Burger erst mit rund 600
Millionen Franken. Damit sind
Sie noch nicht zufrieden?
In der Vergangenheit wurde viel
zu wenig erklärt, wie zentral die
Rolle von Meyer Burger in der
globalen Solarstromindustrie ist.
Sie hat fast alle chinesischen So-
larfirmen ausgerüstet. Jetzt lang-
sam begreift der Markt, dass
MeyerBurger die technologische
Kompetenz und eine gute Zu-
kunft vor sich hat.

«Auch in der Schweiz könnte
eine Solarmodul-Fabrik entstehen»
Neuanfang von Meyer Burger Hätte er nicht neues Geld aufgetrieben, wäre Meyer Burgers Technologie für ein Butterbrot nach China
verscherbelt worden, sagt der Banker Anton Karl. Die Swissness der Solarfirma will er wieder stärken.

Anton Karl hat für den russischen Grossaktionär Pjotr Kondraschew Meyer Burger neu ausgerichtet. Statt chinesische Solarfirmen
mit Maschinen auszurüsten, produziert das Unternehmen bald selber Solarzellen und -module. Foto: Christian Pfander

Zur Person

Anton Karl ist für das Interview
nach Bern gekommen, wo der
Machtkampf um die Neuausrich-
tung Meyer Burgers vor einem
Jahr gegipfelt war. Der 44-Jährige
wohnt in Feldmeilen. Seit ein paar
Wochen verfügt der gebürtige
Österreicher über die Schweizer
Staatsbürgerschaft. Im Gespräch
drückt der typische Charme, der
Wiener Schmäh, durch. Doch der
Banker kann auch ziemlich hart
über Gegner urteilen und Invest-
mententscheide fällen. Anton Karl
hat an der Universität Salzburg
den Magister der Rechtswissen-
schaften erworben und in den USA
ein MBA. Er arbeitete an diversen
Standorten für die US-Investment-
bank Lehman Brothers, die in der
Finanzkrise 2008 zusammenge-
brochen ist. Dann kam er zur
Nomura Bank nach Zürich, wo er
unter anderem institutionelle
Kunden betreute. Seit 2014 ist er
VR-Präsident von Pjotr Kondra-
schews Familien-Beteiligungsge-
sellschaft Elbogross und seit 2018
Co-Geschäftsführer der Tochter-
gesellschaft Sentis. (jw)

«Derartige Interes-
senskonflikte
haben uns die
Gänsehaut über den
Rücken laufen
lassen.»

Anton Karl

«WennMeyer
Burger wieder stark
wird, wird dies
Rückkoppelungs-
effekte auf die
Schweiz haben.»

Anton Karl
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Stephanie Jungo

40 Parlamentarierinnen und
Parlamentarier. Das Gemeinde-
präsidium. Und der Gemeinde-
rat. Über all jeneÄmter entschei-
den die Worberinnen und Wor-
ber am 29. November.

Für den Gemeinderat treten
alle Bisherigen wieder an. Ins
Parlament, in dem SVP und FDP
18 Sitze, SP und Grüne 12 Sitze
und die Mitteparteien GLP, BDP
und EVP 10 Sitze besetzen, wol-
len über 100 Männer und Frau-
en. Und: Niklaus Gfeller (EVP),
der seit 12 Jahren Gemeindeprä-
sident ist und es bleiben möch-
te, wird von Sandra Büchel (SP)
herausgefordert.

DieMitte bündelt
ihre Kräfte
Vielerorts tun sich die Mittepar-
teien zusammen. So auch in
Worb. Bisher spannten lediglich
BDP und GLP zusammen. Nun
kommt die CVP dazu. Zwar gebe
es seit einigen Jahren keine CVP-
Sektion mehr, Mitglieder aber
schon. Die drei Parteien – Liste
«Mitte Worb» – treten selbstbe-
wusst auf: «Wir wollen im Ge-
meinderatmehrGewicht bekom-
men», schreiben sie in einer ge-
meinsamen Mitteilung. Aktuell
stellen sie mit Adrian Hauser
(BDP) einen Gemeinderat, im
Parlament besetzen sie fünf Sit-
ze. «Unser Ziel ist es, dieMitte zu
stärken», sagt Adrian Hauser.
Eine starke Mitte, davon ist er
überzeugt,werde immerwichti-
ger. «Entscheidewerden oft von
links und rechts blockiert – und
die Mitte findet eine Lösung.»
Neun Männer und drei Frauen
treten für einen Sitz imGemein-
deparlament an, darunter die
fünf Bisherigen. Schwerpunkte
setzt die Mitte-Liste auf Finan-
zen, Bildung und den Erhalt der
natürlichen Ressourcen.

Es sind dieselben Ziele, die
auch die EVP, die vierteMittepar-
tei, verfolgt. Die EVPwird an den
Wahlen versuchen, das Gemein-
depräsidium zu verteidigen und
ihre fünf Sitze imGemeindepar-
lament zu halten.

SP und Grüne: Angriff aufs
Gemeindepräsidium
Grüne und SP wollen mehr: SP-
Frau Sandra Büchel fordert den
langjährigenGemeindepräsiden-
tenNiklaus Gfeller (EVP) heraus.
Unterstützt wird sie dabei von
den Grünen, mit denen die SP

eine gemeinsame Liste und Frak-
tion hat. «Nach 12 Jahren braucht
es Mut für einen Neustart», sagt
Günter Heil, Präsident der Grü-
nen. Von Sandra Büchel erhofft
er sich, dass neue Impulse ge-
setzt werden.

Neues schaffen.Darauf zielen
SP und Grüne. «DieWelt neu er-
finden könnenwir nicht.Aber SP
und Grüne haben viele Projekte
angestossen, die wir weiterfüh-
ren müssen», sagt Heil. Konkret
heisst das: Den Langsamverkehr
fördern. Das Klima schonen. Be-
treuungsangebote vernetzen.
Freiflächen schaffen, Grünflä-
chen erhalten. «Geradewennwir
mehr verdichtet bauen, braucht
es mehr Freiräume», sagt Sand-
ra Büchel. Dazu gehöre auch die
aktive Bodenpolitik:Wowird ge-
baut und wie? Worb hat viel ge-
baut, gestaltet aber kaum. «Der
Verkehr im Zentrum wurde be-
ruhigt, jetzt müssen wir dort
neues Leben ansiedeln», sagt
Günter Heil. Es brauche frische
Ideen – unabhängig davon, aus
welcherEcke sie kommen.«Worb
hat das dringend nötig.»

Die Bürgerlichen und die
Finanzen
Schulden abbauen und dieWirt-
schaft fördern. Es sind die typi-
schen Forderungen der Bürger-

lichen – auch inWorb. «Die KMU
werden zwar nicht vernachläs-
sigt. Die Förderung könnte man
dennoch ausbauen», sagt Daniel
Stucki (FDP).

Die FDP fordert eine Anlauf-
stelle für die Wirtschaft in der
Gemeinde, wo Verfahren be-
schleunigt werden. «Die KMU
entscheiden, wie es einer Ge-
meinde geht. Viele unserer An-
liegen erledigen sich von allein,
wenn es derWirtschaft gut geht»,
so Stucki. Dazu gehören etwa
auch die Bildung und die Förde-
rung der Jugend.

In den letzten Jahren seiWorb
– trotz Hochkonjunktur – im-
mer gerade so flach rausgekom-
men, sagt SVP-Präsident Bruno
Fivian. Ausnahme bilde lediglich
das letzte Jahr. So habeman kei-
ne Schulden abbauen können.
Gleichzeitig sollte die Gemeinde
Schulen sanieren. «Das sind rich-
tige Knacknüsse.»

Sparpotenzial verortet Fivian
beim Energiestadtlabel, das vie-
leAuflagenmit sich bringe. Fivi-
anwarnt auch vor neuen Gebüh-
ren. «Wir müssen dem Mittel-
stand den Rücken freihalten und
ihn nicht mit immer neuen Ge-
bühren belasten, die nur weni-
gen zugutekommen.»Auch eine
Steuererhöhung sei keine Op-
tion. Aber: «WirBürgerliche sind

in Legislative und Exekutive
untervertreten. Ziel sei es des-
halb, den verlorenen Sitz im Ge-
meinderat zurückzuholen und
im Parlament zuzulegen.

Gewerbe fordert
mehr Praktiker
Das Gewerbe stand in den letz-
ten Jahren immerwieder im Fo-
kus vielerDiskussionen.Auch im
Zusammenhangmit derUmfah-
rungsstrasse. Raubt sie den Lä-
den die Laufkundschaft? Braucht
es Poller, die den Verkehr leiten
– oder schaden diese nur?

Niklaus Sägesser ist Präsdient
vomWorber Gewerbeverein. Die
Wahlen sieht er als Chance für
eine neueAuslegeordnung. «Wir
brauchen mehr Frequenz im
Dorf.» Oder:mehrPlatz für Fahr-
räder, Fussgänger und Autos.
«Das sind Frequenzbringer.»
Und: «Die Politikmuss dieMen-
schen dazumotivieren,mehr im
Dorf zu verkehren, einzukaufen
und es zu beleben.»

Ihm ist wichtig, dass das Ge-
werbeVertreter in derPolitik hat.
«Wir brauchen Innovatoren,
Praktiker und Denker – prakti-
sche Denker. Und keine Theore-
tiker.» In der Politik gebe es vie-
le Analytiker, Juristen oder Be-
triebswirte, «halbe Berufs-
politiker». «Aber es braucht auch

Menschen aus dem praktischen
Leben, die für ihr Brot arbeiten
– praktische Denker und
Handler.»

Sach- statt Parteipolitik
für die Vereine
Die Vereine – sie werden gerne
als Rückgrat einerGemeinde be-
zeichnet. Einer der grösstenVer-
eine in Worb ist der Sportclub –
der Fussballverein. Präsident Ro-
land Graf arbeitet viel mit der
Gemeinde zusammen. Ermache
dabei gute Erfahrungen.

Als Beispiel nennt er den
Kunstrasen. Zwar habe dieser
eine Extraschlaufe gedreht – das
Parlamentwies das Geschäft zu-
rück, weil es wissen wollte, wie
sich das Granulat auf die Umwelt
aufwirkt. «Jetzt haben wir dafür
einen Kunstrasen, der zu den
besten der Schweiz gehört.»

Roland Graf politisierte einst
selbst im Worber Parlament, er
ist nach wie vor in der FDP. Ihm
bereite es Sorgen, dass in denGe-
meinden immermehrParteipoli-
tik und nicht Sachpolitik betrie-
benwerde. «Es geht doch darum,
was wir gemeinsam erreichen
können.Dazumüssenwirmitei-
nander reden.» Er plädiert für
mehr Sachpolitik und weniger
Parteipolitik, die viel Geld und
Energie koste.

Worb blickt auf die nächsten vier Jahre
Gemeindewahlen Worb Ende November wird inWorb gewählt. Ein Überblick, wofür sich
die Parteien einsetzen wollen und was sich Gewerbe und Vereine wünschen.

Das Parlament an seiner ersten Sitzung nach dem Lockdown. Am 29. November wird in Worb ein neues Parlament gewählt. Foto: Susanne Keller

Ostermundigen gibt 2021 1,1 Mil-
lionen Franken mehr aus, als es
einnimmt. So die Prognose der
Gemeinde. Immerhin nur einMi-
nus von 1,1 Millionen Franken, so
der Tenor im Gemeindeparla-
ment gestern. Schliesslichwaren
die Aussichten schon düsterer.

Das Parlament debattierte
über das Budget 2021 und den
Finanzplan, der bis ins Jahr 2029
reicht. Die Aussichten: Sie sind
nicht rosig. Trotz einer Steuer-
erhöhung, die ab 2023 einge-
plant ist,werden die Reserven bis
2027 aufgebraucht sein.Was da-
bei mitschwingt: Vielleicht wird

Ostermundigen zu diesem Zeit-
punkt bereits mit der Stadt Bern
fusioniert sein.

Ein bisschenHoffnung
Die Aussicht auf eine Fusion –
siewar auch in der Debatte The-
ma. «Die Gemeinde säuft finan-
ziell ab», sagt Colette Nova (SP).
Das scheine den Gemeinderat
nicht zu kümmern. Zu diesem
Schluss komme sie,weil der Ge-
meinderat keine Aussage dazu
mache,wie es mit den Finanzen
weitergehen solle, wenn die Fu-
sionmit der Stadt Bern nicht zu-
stande komme. Nova kritisierte

aber nicht nur, sie sorgte auch
für einen Hoffnungsschimmer:
Sie rechnet damit, dass die Ge-
meindemehrGeld aus der Liqui-
dation der Pensionskasse PVS
BIO entnehmen werden kann,
als zurzeit im Finanzplan vor-
gesehen ist.

Und sie hatte lobende Worte
für den Gemeinderat. Der Fi-
nanzplan sei expliziter, infor-
mativer und lesbarer als in ver-
gangenen Jahren. Auch sei ein
Effort unternommen worden,
dessen Genauigkeit zu erhöhen.
Noch in der letzten Parlaments-
sitzung stand der zuständige Ge-

meinderat Erich Blaser (SVP)
deshalb in der Kritik.

Dennoch bleiben die Sorgen.
Silvia Fels (EVP) sagte: «Wir
stehen mit dem Rücken ziem-
lich nah an der Wand.» Und
doch gebe es keinen anderen
Weg, als den Finanzplan anzu-
nehmen. Dies tat der Rat dann
auch – mit Enthaltungen und
zähneknirschend.

Höhere Steuern, jetzt!
Die Debatte zum Budget war
kurz. Christian Zeyer (SP) kriti-
sierte, dass die Zahlen der Ge-
meinde jeweils aufgehübscht

seienmittels Reserven. «Die Re-
serven wären eigentlich für die
Aufhübschung der Gemeinde.»
Erwürde gernwissen,wie gross
die Defizite ohne die angezapf-
ten Reserven wären.

Das Parlament blieb pragma-
tisch: Ändern könne man ohne-
hin nicht viel. Adrian Tanner
(Grüne) kritisierte diese Haltung.
«Wir können etwas machen,
schliesslich sind wir das Parla-
ment.» SeinVorschlag: Die Steu-
ern bereits jetzt erhöhen – der
Antrag blieb chancenlos. Das
Parlament stimmte dem Budget
zu. (js)

Ist die Fusion alternativlos?
Ostermundigen Das Parlament debattierte über die Finanzen der kommenden Jahre.

Die Berner Vorortgemeinde
Bremgarten will nicht mit der
Stadt fusionieren. Der Gemein-
derat steigt aus dem Projekt Ko-
operation Bern aus, wie er ges-
tern mitteilte. In einer Online-
Umfrage hatte sich eine grosse
Mehrheit der Teilnehmenden
kritisch gezeigt. 87 Prozent der
Rückmeldungen sähen bei einer
Fusionmit der Stadt Bern Nach-
teile, schreibt der Gemeinderat.
Er habe die Ergebnisse der Kon-
sultation sowie die Machbar-
keitsstudie geprüft und be-
schlossen, das Projekt Koopera-
tion Bern nicht weiterzuführen.

DerGemeinderat verzichtet in
eigener Kompetenz darauf, das
Geschäft einer ausserordentli-
chen Gemeindeversammlung im
Frühjahr 2021 vorzulegen. In der
Umfrage hatten 85 Prozent der
Teilnehmendenweitere Fusions-
verhandlungen abgelehnt.An der
Online-Umfrage beteiligten sich
227 Privatpersonen und 3 Orga-
nisationen aus Bremgarten. Kon-
kretisiert haben sich die Fusions-
absichten imRaumBern bislang
inOstermundigen undBern. Bei-
de Gemeinderäte haben inzwi-
schen entschieden, mit der Auf-
nahmevon Fusionsverhandlun-
gen einen Schrittweiterzugehen.
Die Parlamente müssen dazu
noch grünes Licht geben.

Im Rahmen des Projektes
«Kooperation Bern» hatten Bern,
Bolligen, Bremgarten, Frauen-
kappelen, Kehrsatz und Oster-
mundigen eineMachbarkeitsstu-
die erarbeiten lassen. Die ande-
ren Projektgemeinden sollten
ihre Grundsatzentscheide an-
fangs 2021 fällen. (sda)

Bremgarten will
nicht mit Bern
fusionieren
Entscheid Der Gemeinderat
von Bremgarten steigt aus
dem Projekt «Kooperation
Bern» aus. In einer Online-
Umfrage habe sich eine
Mehrheit der Teilnehmen-
den kritisch geäussert,
begründet der Gemeinderat
den Schritt.

Energie Wasser Bern Die variablen
Gewinne von Energie Wasser
Bern (EWB) sollen neu zweckge-
bunden in den Ökofonds flies-
sen.Der BernerGemeinderat hat
die EWB-Eignerstrategie seinen
Klimazielen angepasst. Die ent-
sprechenden Gelder aus dem
Ökofonds werden für den Aus-
bau der Fernwärme sowie die
Elektrifizierung der Busflotte
von Bernmobil verwendet, teilte
der Gemeinderat gestern mit.

Das 2016 eingeführte Gewinn-
ausschüttungsmodell von EWB
sieht vor, dass jährlich 40 Pro-
zent des Jahresgewinns,mindes-
tens aber 18 Millionen Franken
an die Stadt Bern gehen. Zehn
Prozent davon sind für die Spei-
sung des Ökofonds bestimmt. Ist
der Jahresgewinn höher als 45
Millionen Franken, kommt es zu
einervariablen Gewinnausschüt-
tung:Wiederum 40 Prozent die-
ses Betrag fliessen in den Öko-
fonds, die restlichen 60 Prozent
bleiben im Unternehmen EWB.

Im Jahr 2020 wurde erstmals
ein variablerGewinn an die Stadt
ausgeschüttet: Vier Millionen
Franken flossen zweckgebunden
in den Ökofonds. Die konkrete
Gewinnverwendung wird vom
Gemeinderat beschlossen. (sda)

Stadt passt EWB-
Strategie den
Klimazielen an


